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Einleitung 

Seit Beling1 1903 in seiner Tübinger Antrittsvorlesung die Problematik der 
Beweisverwertungsverbote erstmals einer fundierten wissenschaftlichen Ana-
lyse unterzog, hat sich hierüber in Deutschland eine rege Diskussion entwickelt, 
die ihren vorläufigen Höhepunkt auf dem 46. Deutschen Juristentag 1966 in Es-
sen2 fand. Dennoch: Auch in der 1989 erschienenen 21. Auflage seines 
"Strafverfahrensrechts " konnte Roxin3 diesbezüglich lediglich Ergebnisse mit 
vorläufigem Charakter mitteilen, weil sich die Dogmatik noch immer im Auf-
bruch befinde. Über Funktion und Voraussetzungen der Beweisverwertungsver-
bote besteht bis heute keine Einigkeit, da es an einer allgemeinen gesetzlichen 
Regelung fehlt. 

Einig ist man sich allenfalls darüber, daß der Begriff "Beweisverwertungs-
verbot" eine zutreffende Umschreibung der Problematik enthält, um die es geht: 
Die Verwertung eines von den Strafverfolgungsbehörden beigebrachten Beweis-
mittels zu Beweiszwecken im Prozeß ist verboten, wenn bei der Erhebung des 
Beweises gegen Recht verstoßen wurde4 und zusätzliche Kriterien erfüllt sinds. 
Denn es gehört heute zur gesicherten Dogmatik des deutschen Strafprozesses, 
daß nicht aus jeder Verletzung eines Beweiserhebungsverbotes automatisch ein 
Beweisverwertungsverbot folgt6. Welches diese zusätzlichen Kriterien sind, ist 
dann aber ebenso umstritten wie beispielsweise die Frage, ob ein mittelbares, 
d.h. erst auf grund eines anderen Beweisergebnisses aufgefundenes Beweismittel 
zu Beweiszwecken in die Hauptverhandlung eingeführt werden darf, wenn die-
ses andere Beweismittel selbst einem Verwertungsverbot unterliegt7 • 

2 

3 

4 

S 

6 

7 

Die Beweisverbote als Grenzen der Wahrheitserforschung im Strafprozeß, Breslau 1903. 
Vg!. 46. DJT 1966, Band I, Teil 3 A (Gutachten); Band II F (Referate und Diskussion), 
der die Beweisverbote zum Verhandlungsgegenstand wählte. 
§ 24, S. 146. 
Zum Sonderfall der grundrechtlichen Verwertungsverbote vg!. u. 1. Kapitel, I C 6 b, S. 
54 ff. 
Vg!. hierzu u. S. 37 ff. 
BGRSt 19, 325 ff.(331); BGRSt 24, 125 ff.(130); KK-Pelchen, Vor § 48 Rn. 7; KM, 
Ein!. Rn. 55; Kramer, NJW 1990, 1760 ff.(1763); LR-Schäfer, Ein!. Kap. 14 Rn. 13; 
Roxin, Strafverfahrensrecht, § 24 III 2, S. 147. 
Sog. Fernwirkungsproblem, vg!. hierzu KK-Pelchen, Vor § 48 Rn. 45; Reinecke, pas-
sim. 
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Ist man nun aber auf dem einen oder anderen Weg zu einem Beweisver-
wertungsverbot gelangt, so kann dies dazu führen, daß ein Angeklagter als un-
schuldig freigesprochen werden muß, obwohl das Gericht die Schuld des Täters 
zweifelsfrei kennt, nur eben dieses Wissen dem Urteil nicht zugrunde legen 
darf. Dies schafft weithin Unbehagen. Kraß formuliert könnte man fragen: Soll 
man einen überführten Übeltäter "nur" deshalb "laufen lassen", weil den Behör-
den bei der Aufklärung ein Fehler unterlaufen ist? Es ist nicht verwunderlich, 
wenn zur Vermeidung dieser Konsequenz neben dem Versuch, bereits die tatbe-
standlichen Voraussetzungen für ein Verwertungsverbot sehr hoch anzusetzen, 
auch ein zweiter Lösungsansatz gesucht wurde: Kann man nicht ein "an sich" 
wegen eines rechtswidrigen Verhaltens bei der Beweiserhebung oder aus an-
deren Gründen unverwertbares Beweisergebnis dennoch heranziehen mit dem 
Hinweis, es sei nicht ausgeschlossen, daß die Strafverfolgungsbehörden es auch 
auf rechtmäßige Weise hätten erlangen klJnnen? 

Diese sogenannte "Hypothese der rechtmäßigen Beweiserlangung" wurde in 
Deutschland bereits 1952 von Peters8, 1954 von Hermes9 und 1956 von Send-
lerlO zur Begründung einzelner Ergebnisse in Beweisverwertungsfragen heran-
gezogen, allerdings eher beiläufig und insbesondere, ohne daß die Rechtmäßig-
keit der Verwendung dieser Figur selbst begründet wurde. So ist eine ernsthafte 
wissenschaftliche Diskussion dieser Problematik in unserem Land erst in jüng-
ster Zeit richtig in Gang gekommenlI. Von einem Konsens ist man deshalb 
noch weit entfernt, im Gegenteil: Die Frage der Relevanz der Hypothese 
rechtmäßiger Beweiserlangung ist für den deutschen Strafprozeß nach wie vor 
offen12• Die vorliegende Arbeit soll zu deren Klärung beitragen. 

Dabei kam zu Beginn ein Blick über die Grenzen hilfreich sein, denn es 
handelt sich hier nicht um eine Rechtsfigur , die allein im deutschen Strafprozeß 
von Bedeutung wäre. Auch in anderen Rechtsordnungen, die an bestimmtes 
rechtswidriges Verhalten bei der Beweisaufnahme oder an bestimmte Arten von 
Beweismitteln im Grundsatz ein Verwertungsverbot anknüpfen, ist man 
bemüht, Ergebnisse, die im Einzelfall tatsächlich auf eine Unverwertbarkeit 

8 Strafprozeß, 1. Auflage, § 41 II 4 b, S. 263. 
9 S. 99 f. 
10 S. 49, 150 ff. 
11 Beulke, ZStW 103 (1991), 657 ff.; Fezer, StV 1989, 290 ff.; ders., JR 1991, 85 ff. 

(87 f.); Reichert-Hammer, JuS 1989,446 ff.; Reinecke, S. 204 ff.; Rogall, NStZ 1988, 
385 ff.; Roxin, NStZ 1989, 376 ff.; Schlüchter, JR 1984, 517 ff.; SK-Wolter, Vor 
§ 151, Rn. 201 ff.; Wohlers, NStZ 1990, 245 f.; Wolter, NStZ 1984, 276 ff. 

12 Rogall, NStZ 1988, 385 ff.(385). 
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hinausliefen, soweit wie möglich zu vermeiden. Dabei hat sich in einigen 
Ländern in dieser Hinsicht bereits eine gefestigte Rechtsprechung entwickelt. 

In den USA ist die Hypothese rechtmäßiger Beweiserlangung unter dem Be-
griff OIinevitable discovery exception" oder OIhypothetical independent sourceOl13 

als eine Einschränkung der Verwertungsverbote, sog. OI exclusionary rule Ol , seit 
langem anerkanntl4• Bereits 1943 wurde diese Rechtsfigur das erste Mal von 
einem US-amerikanischen Gericht klar formuliert1S• 1977 hat dann auch der 
Supreme Court16 die Hypothese rechtmäßiger Beweiserlangung als Begründung 
für die Beweisverwertung trotz fehlerhafter Beweisgewinnung anerkannt, ohne 
sie jedoch in concreto anzuwenden. Hierzu kam es erst 198417, als der Fall 
Williams18 zum zweiten Mal vor dem Supreme Court verhandelt wurde. Zu 
diesem Zeitpunkt bestand jedoch längst eine gefestigte Rechtsprechung der un-
teren Gerichtel9 , die ihren tatsächlichen Ausgangspunkt in der Entscheidung 
des US Court of Appeals, District of Columbia Circuit von 196320 nahm. 

Auch in der Schweiz besteht diesbezüglich eine ständige - sogar höchstrich-
terliche - Rechtsprechung. Seit 197021 rekurriert das Schweizer Bundesgericht 
regelmäßig22 auf dieses Argument und zwar unter Berufung auch auf deutsche 
Literatur, nämlich auf die Arbeit Sendlers23• 

In Deutschland sind hingegen von der Dissertation Sendlers nicht die glei-
chen Impulse auf die Rechtsprechung ausgegangen. Zwar hat der BGH schon 
1971 dieses Argument herangezogen24, eine in diese Richtung gehende gefe-
stigte Rechtsprechung scheint sich jedoch erst seit 1983 abzuzeichnen2S • 

13 Zur Terminologie vgl. State oflowa v. Williams, 285 N.W.2d 248 ff.(256), 1979. 
14 Vgl. Novikoff, Columbia Law Review 74,88 ff., 1974. 
IS Somer et ux. v. United States, 138 F.2d 790 ff.(792), 1943, ohne daß es allerdings zur 

tatsächlichen Anwendung durch das Gericht kam. 
16 Brewer v. Williams ("Williams 1"),97 S.Ct 1232 ff.(1243 Fn. 12), 1977. 
17 Nix v. Williams ("Williarns 11"), 104 S.Ct. 2501 ff.(2509), 1984. 
18 Vgl. u. 6. Fall. 
19 Vgl. die Nachweise bei United States v. Romero, 692 F.2d 699 ff.(704), 1982; State of 

Iowa v. Williams, 285 N.W.2d 248 ff.(256 f.); Harvard Law Review 98, 87 ff.(128 Fn. 
69 ff.), 1984. 

20 Wayne v. United States, 318 F.2d 205 ff., 1963. 
21 BGE 96 I, 437 ff.(441). 
22 BGE 99 V, 12 ff.(15); BGE 103 Ia, 206 ff.(217); BGE 109 Ia, 244 ff.(247 f.). 
23 BGE 96 I, 437 ff.(441). Dies obwohl, wie oben angedeutet, Sendler selbst keine Be-

gründung für die Berechtigung dieses Arguments liefert. 
24 BGHSt 24, 125 ff.(130). 
2S BGHSt 32,68 ff., s.u. S. 86 ff. 

2 Schröder 
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